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BRAO § 42 Abs. 4

Die Einlegung der sofortigen Beschwerde durch Telebrief 
kann dem Erfordernis der Schriftform genügen.

BGH, Beschl. v. 28. Februar 1983 - AnwZ (B) 2/83 - BGH Koblenz



BUNDESGERICHTSHOF

AnwZ (B) 2/83 BESCHLUSS

in dem Verfahren

des Rechtsanwalts Dr. Willi G istraße

Antragstellers und Beschwerdeführers

gegen

die LandesJustizverwaltung Rheinland-Pfalz, vertreten 
durch die Generalstaatsanwaltschaft Koblenz,

wegen Rücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
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Der Bundesgerichtshof, Senat für AnwaltsSachen, hat durch 
den Präsidenten des Bundesgerichtshofs Prof. Dr. Pfeiffer, 
die Richter Prof. Dr. Hagen, Dr. Jähnke und Dr. Lepa 
sowie die Rechtsanwälte Dr. Kohlndorfer, Dr. Weise und 
Dr. Messer 
am 28. Februar 1983
nach mündlicher Verhandlung beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Antragstellers 
gegen den Beschluß des 1. Senats des Ehren­
gerichtshofs für Rechtsanwälte in Rheinland- 
Pfalz beim Oberlandesgeficht Koblenz vom 
5. November 1982 wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller hat die Kosten des Rechts­
mittels zu tragen und der Antragsgegnerin die 
im Beschwerdeverfahren entstandenen notwen­
digen außergerichtlichen Auslagen zu er­
statten.

Der Geschäftswert wird für beide Rechtszüge 
auf 100.000,- DM festgesetzt.

G r ü n d e  :

I.

Der am 20. September 1912 geborene Antragsteller 
ist seit 1950 als Rechtsanwalt bei dem Amtsgericht 
W j M B  und dem Landgericht zugelassen. Durch Ver­
fügung vom 4. Februar 1982 hat die Antragsgegnerin seine
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Zulassung bei diesen Gerichten und zur Rechtsanwaltschaft 
mit der Begründung zurückgenommen, er habe seine Kanzlei 
aufgegeben (§ 35 Abs. 1 Nr. 5, § 14 Abs. 1 Nr. 7 BRAO). 
Die Verfügung ist dem Antragsteller am 8. Februar 1982 
durch Niederlegung bei der Postanstalt zugestellt worden. 
Mit Schreiben vom 8. April 1982» bei Gericht eingegangen 
am 14. April 1982, hat er Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung gestellt und wegen Versäumung der Antrags­
frist um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gebeten.

Der Ehrengerichtshof hat die Wiedereinsetzung ver­
weigert und den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
verworfen. Dagegen richtet sich die sofortige Beschwerde 
des Antragstellers, die er mittels Telebriefs eingelegt 
hat.

II.

Das Rechtsmittel ist zulässig.

1. Es ist formgerecht erhoben. Nach § 42 Abs. 4 BRAO 
ist die sofortige Beschwerde in Zulassungssachen bei dem 
Ehrengerichtshof schriftlich einzulegen. Erforderlich 
ist hiernach die Einreichung einer handschriftlich Unter­
zeichneten Anfechtungserklärung bei Gericht. Das dem 
Ehrengerichtshof zugegangene Schriftstück enthält zwar 
nicht die Unterschrift des Antragstellers, sondern nur 
deren bildliche Wiedergabe. Der auf der Vorlage hand­
schriftlich Unterzeichnete und ausschließlich auf dem 
Postweg beförderte Telebrief steht einer solchen Rechts­
mittelschrift aber gleich.
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a) Der Telebrief ist eine gewöhnliche Briefsen- 
dung, bei der schriftliche Informationen auf einem Teil 
der Beförderungsstrecke auf fernmeldetechnischem Weg 
über Fernkopierer zwischen Postämtern Übermittelt und 
anschließend als Fernkopie in einer verschlossenen Um­
hüllung durch Postdienststellen ausgeliefert werden 
(Merkblatt der Deutschen Bundespost Uber Telebriefe,
Stand Juni 1980). Dieses Weges hat sich der Antragsteller 
bedient. Wie der Tagesstempel und die Gebührenberechnung 
der Post ausweisen, hat er seine Beschwerdeschrift dem 
Postamt zur Übermittlung eingeliefert. Das originalge­
treue Abbild der Vorlage ist von dem Empfangspostamt 
aufgenommen und dem Ehrengerichtshof zugestellt worden. 
Dritte waren In den Beförderungsvorgang nicht einge­
schaltet.

b) Dieses Verfahren genügt den an eine rechtswirk­
same Beschwerdeeinlegung zu stellenden Anforderungen.
Daß Telegramme formgültige Rechtsmittelschriften oder 
bestimmende Schriftsätze sein können, auch wenn sie 
fernmündlich aufgegeben wurden, ist gewohnheitsrechtlich 
anerkannt (BGHSt 31, 7 ( 8 mit Nachweisen). Ebenso schei­
tert ein mittels Fernschreiben eingelegtes oder begrün­
detes Rechtsmittel nicht an fehlender Schriftform 
(BGHSt 31, 7, 9). Der Telebrief ist nach der Eigenart, 
seiner Übermittlung einem Telegramm weithin vergleich­
bar. Jedoch bedarf es keines menschlichen Mittlers zur 
Umsetzung des gedanklichen Inhalts der Vorlage - ein­
schließlich der Bezeichnung ihres Urhebers - in elek­
trische Impulse. Der entsprechende Vorgang geschieht 
vielmehr auf technischem Wege. Dabei wird das Erschei­
nungsbild der Vorlage einschließlich der Unterschrift
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originalgetreu wiedergegeben und am Empfangsort fest­
gehalten. Die Besonderheiten dieses Verfahrens gewähr­
leisten mithin ein erhöhtes Maß an Zuverlässigkeit der 
Übermittlung und bieten größere Sicherheit gegen unbe­
fugten Gebrauch. Durchgreifende Gründe dagegen, den Tele- 
brief hach denselben Grundsätzen wie Telegramm und Fern­
schreiben zu behandeln, sind daher nicht erkennbar. Der 
Senat hält es deshalb in Übereinstimmung mit dem Bundes­
finanzhof (BFH NJW 1982, 2520) für rechtlich zulässig, 
sich zur Abgabe von Rechtsmittelerklärungen des Telebriefs 
zu bedienen (ebenso Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann 
ZPO 41. Aufl., § 129 Anm. 1 D, § 518 Anm. 1 B; Bucken- 
berger, Der Betrieb 1980, 289, 291; Schmid NStZ 1983, 38; 
Zöller/Schneider ZPO 13. Aufl., § 518 Anm. V 2). Die 
Frage, welche Bedeutung einer Einschaltung Dritter in 
den Beförderungsvorgang beizumessen wäre (vgl. BGHZ 79, 
31^, 318; BGHSt 31, 7, 9), stellt sich hier nicht.

2. Die sofortige Beschwerde des Antragstellers ist 
auch nicht gegenstandslos. Daß er mittlerweile in den 
Listen der bei dem Amtsgericht W f l P  und der bei dem 
Landgericht MfllA zugelassenen Rechtsanwälte gelöscht 
ist, steht seiner Befugnis, die Verfügung der Antrags­
gegnerin anzugreifen, nicht entgegen.

III.

Das Rechtsmittel ist aber nicht begründet. Zu 
Recht hat der Ehrengerichtshof dem Antragsteller die 
begehrte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ver­
weigert und den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
wegen Verspätung als unzulässig verworfen.
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Nach § 35 Abs. 2, § 16 Abs. A BRAO ist der gegen 
die Zurücknahme der Zulassung gerichtete Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung binnen eines Monats seit der 
Zustellung anzubringen. Diese Frist hat der Antragstel­
ler versäumt. Die RücknahmeverfUgung der Antragsgegnerin 
ist ihm rechtswirksam am 8. Februar 1982 zugestellt wor­
den; der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist erst 
am 14. April 1982 bei dem Ehrengerichtshof eingegangen.

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann der An­
tragsteller nicht beanspruchen. Dieses Begehren ist 
vielmehr seinerseits unzulässig.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats kann 
gegen die Versäumung der Frist für den Antrag auf ge­
richtliche Entscheidung Wiedereinsetzung in Anwendung 
des § 22 Abs. 2 FGG gewährt werden (Senatsbeschlüsse 
vom 13- Juli 1964 - AnwZ (B) 2/64 = EGE VIII 15, 16; 
vom 27. September 1965 - AnwZ (B) 9/65 - EGE IX 5; 
vom 8. November 1971 - AnwZ (£) 10/71 = EGE XII 9, 10; 
vom 19. Januar 1981 - AnwZ (B) 25/8Ö). Dafür ist aber 
erforderlich, daß die in § 22 Abs. 2 FGG bezeichneten 
Voraussetzungen vorliegen. Das ist hier nicht der Fall. 
Der Antragsteller hat das Wiedereinsetzungsgesuch viel­
mehr nicht, wie es nach § 22 Abs. 2 Satz 1 FGG nötig 
gewesen wäre, binnen 2 Wochen nach Beseitigung des der 
Fristwahrung entgegenstehenden Hindernisses eingereicht 
und überdies auch einen Wiedereinsetzungsgrund nicht 
glaubhaft gemacht.

Der Antragsteller hat vorgebracht, er habe am 
26. März 1982 nach Rückkehr von einer Reise ein Schreiben
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vorgefunden» wonach er in der Liste der bei dem Amts­
gericht Worms zugelassenen Rechtsanwälte gelöscht wor­
den sei. Eine Benachrichtigung Uber die Niederlegung 
der Rücknahmeverfügung bei der Postanstalt habe gefehlt. 
Eine Fotokopie dieses Schriftstücks habe er auf Anfor­
derung am 30. März 1982 erhalten. Nach diesen Behauptun­
gen war die zweiwöchige Frist für die Anbringung des 
Wiedereinsetzungsgesuchs am 14. April 1982 verstrichen. 
Erst an diesem Tage aber ist es bei dem Ehrengerichts­
hof eingegangen. Eine Erklärung hierfür hat der Antrag­
steller während des gesamten Verfahrens nicht gegeben. 
Sein Rechtsmittel ist daher zurückzuweisen.

IV.

Der Ehrengerichtshof hat einen Geschäftswert für 
den ersten Rechtszug nicht festgesetzt. Der Senat kann 
dies von Amts wegen nachholen. Der Wert ist für beide 
Rechtszüge nach den in BGH2 39* 110, 115 dargelegten 
Grundsätzen auf 100.000,- DM festzusetzen.

Pfeiffer Hagen Jähnke Lepa
Kohlndorfer Weise Messer
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